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1) Erfahrungswerte zu den Regelungen der sprachlichen Integration
Im Bereich meiner beruflichen Tätigkeit arbeiten wir neben der bezirklichen Volkshochschule sehr eng mit einem anerkannten Träger zur Sprachvermittlung, der Hartnackschule Berlin, zusammen. Dies ist seit 2000 eine nach ISO 9001 zertifizierte Sprachenschule und bietet in Verbindung mit der Lauterbach-Stiftung  Kursteilnehmern und –teilnehmerinnen ein sehr ausdifferenziertes Kurssystem, das dem einzelnen Lernenden die Möglichkeit bietet, abgesichert durch eine zentrale Einstufung jederzeit einen seinem Niveau entsprechenden Sprachkurs zu beginnen. Volkshochschule wie Hartnackschule werden in ihrer Tätigkeit seitens meiner Verwaltung begleitet und stellen nach unserer Auffassung einen repräsentativen Erfahrungsschatz zu dem o.b. Thema zur Verfügung.
Grundsätzlich erscheint fraglich, ob der vom BAMF vorgesehene Einstufungstest dem Standard reputierter Sprachvermittlungsschulen tatsächlich nahe kommt. Erfahrungen der Schulen sowie Rückkoppelungen in den Sprechstunden meines Integrationsbüros haben gezeigt, dass auf der Grundlage dieses obligatorischen Testes die Einstufung zur Farce verkümmert. Es sollte daher überlegt werden, ob die Entscheidung über den Einsatz von Einstufungstests in die Hände der anerkannten Kursträger gelegt wird. 

Durch den Einsatz zweier verschiedener Grundstufen-Lehrwerke gibt es die Möglichkeit, sich in Kurse mit eher langsamer oder eher schneller Progression einstufen zu lassen. Dazu kommen spezielle Kurse für besondere Bedürfnisse, z.B. Elementarkurse für Analphabeten, Phonetikkurse, Grammatik-Crashkurse oder Konversationskurse. Durch genau aufeinander abgestimmte Lehrpläne, die sich an Monatsvorgaben orientieren, kann jeder Kursteilnehmer flexibel zwischen den Zeitschienen wechseln oder längere Unterbrechungen des Unterrichts bewältigen, ohne Lehrstoff zu verpassen.

Die oben geschilderten Möglichkeiten durften aus verwaltungsrechtlichen Gründen in der Vergangenheit von den Teilnehmern mit öffentlichen Mitteln geförderter Maßnahmen nicht genutzt werden, da sowohl das Arbeitsamt als auch das Bundesamt im Jahre 2004 auf einer kursbezogenen Förderung bestanden haben, was zu extrem heterogenen Kurszusammensetzungen mit entsprechenden Lernhindernissen bei diesen Lerngruppen führte. 

Hier versprach nun das Zuwanderungsgesetz mit einer personenbezogenen Förderung  Abhilfe.  Seit dem 19.01.2005 führen die Schulen Integrationskurse nach dem Zuwanderungsgesetz durch. Von den Teilnehmern und Teilnehmerinnen, die von den Schulen nach Erhalt der Berechtigung zum Einstufungstest eingeladen werden, sind nach einer groben Einschätzung  ca. 90 % zum Einstufungstermin erschienen und hiervon haben wiederum ca. 80 % binnen maximal 2 Wochen einen Kurs angetreten, wobei Teilnehmer mit Vorkenntnissen i.d.R. umgehend in schon laufende Kurse (BAMF- und sog. Privat- bzw. Selbstzahlerkurse) aufgenommen werden, ohne kursbezogen den Anfang eines neuen Moduls abzuwarten. 

Es hat sich gezeigt, dass eine hohe Teilnehmerzahl an einer Schule einerseits direkt mit der anerkannt hohen Qualität des Unterrichts und einer stark individualisierten Begleitung der Lernenden zusammenhängt, andererseits das Engagement eines Schulträgers in anderen Migranten spezifischen Fragen für die Adressaten offensichtlich von besonderer Bedeutung ist. Teilweise nehmen Zuwanderer täglich weite Anfahrtswege aus Brandenburg in Kauf, um in unserem Bezirk zu lernen. Als Grund für einen Schulwechsel werden häufig diese Aspekte genannt. Unausweichlich ist zudem die Beratungs- und Betreuungsleistung für Migranten, die sich begleitend generiert. Diese Leistungen werden nicht vergütet, sollten aber künftig stärker in das Gesichtsfeld der Förderpolitik gerückt werden. Aufgrund der unterschiedlichen individuellen Bedürfnisse (Analphabetismus, Grad der Vorkenntnisse, Bildungshintergrund und -vorhaben, Lerntempo, aber auch Berufstätigkeit und Kinderbetreuung) lässt sich ein bestimmter Teil der Berechtigten nicht in reinen Integrationskursen unterbringen. Hierfür ist ein Kursangebot zu schaffen, dass derzeit auf freiwilliger Basis mehrheitlich durch Selbstzahlern (bspw. Studienbewerber) finanziert wird. Allein an diesem Beispiel wird plastisch, dass eine kurs- statt personenbezogene Abrechnungsmodalität die Integrationsförderung behindern kann. Besonders problematisch erscheint die Festlegung, dass jeder Teilnehmer unabhängig von den Voraussetzungen in max. 630 Unterrichtsstunden das Sprachniveau B 1 (Gemeinsamer Europäischer Referenzrahmen) erreichen muss. Benachteiligte Personengruppen haben kaum eine Chance dieses Niveau zu erreichen.  Der inhaltlich und sprachlich sehr anspruchsvolle Orientierungskurs, der an den Sprachkurs anschließt,  ist somit für benachteiligte Personengruppen überhaupt nicht zu bewältigen. Seitens der Sprachvermittler wird daher permanent die Anhebung des Gesamtstundenrahmens auf ca. 900 Std. (Sprachkurs) plus 100 Std. (Orientierungskurse) angemahnt. Diese Forderung wird von seiten der Verwaltung unterstützt. In dieser Angelegenheit wird daher angeregt, eine Volumenüberprüfung vorzunehmen und ein dem leider niedrigschwelligen Bildungsstand der Migrantenzielgruppe adaequates Stundenangebot vorzuhalten.
Die Sprachvermittlungsträger  beklagen  zudem, dass der seit Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes inzwischen erkennbar gewordene höhere Verwaltungsaufwand mit all seinen immer wieder auftretenden Unsicherheiten und Komplikationen Probleme bereitet. Es wird beklagt, dass der „normale“ Schulbetrieb mit der selbst zahlenden  Kundschaft, der immerhin das Haupttätigkeitsfeld einer Schule ist, an den Rand gedrängt wird. Auch stelle die Planung und Durchführung der vom Bundesamt vorgeschriebenen Abschlussprüfungen sich sehr aufwändig dar. So gilt hier wie in vielen Feldern der Deutschen Gesellschaft die Forderung nach Entbürokratisierung.


2) Erfahrungswerte zur Integration in den Arbeitsmarkt unter besonderer Betrachtung der Schnittstellenproblematik mit dem SGB II

Eine aktuelle Einschätzung zum jetzt zu bewertenden Aspekt hat mein Büro sowohl bei dem für den Bezirk zuständigen Job-Center wie bei der bezirklichen Sozialverwaltung eingeholt. 
Grundsätzlich wird seitens der Stellung gebenden Verwaltungen eine unklare Zuordnung zwischen den unterschiedlichen Leistungsgesetzen (SGB II, SGB XII sowie AsylblG) beklagt. Damit lässt sich ein „Hin- und Herschicken“ der Kunden nicht immer vermeiden, weil durch die Fortführung der "alten" Aufenthaltsgenehmigung nach dem Ausländergesetz Unklarheiten vorprogrammiert sind, insbesondere bei sog. "Befugnis-Inhabern". Nunmehr entscheidet die Regelungsgrundlage im Aufenthaltsgesetz, ob es sich um einen Status nach dem AsylblG handelt oder nicht. Voraussetzung ist immer, dass der Kunde zunächst zwecks Klärung zur Ausländerbehörde geschickt werden muss, nachdem er schon zwischen dem Sozialamt und dem Job-Center pendelte.

Die Zusammenfassung beider Stellungnahmen sei im Folgenden stichwortartig dargestellt.


Thema Integrationskurse
Viele Migranten (sog. Bestandsausländer und Neu-Zuwanderer) sind nach Auffassung der jeweiligen Sachbearbeiter den Anforderungen insbes.  der Sprachkurse nicht gewachsen. Wünschenswert wäre es, es würde leichtere Kurse geben, die sich länger hinziehen - also auf niedrigerem Niveau. Der Grund liegt in der häufig schlechten Schulbildung und der unzureichenden Alphabetisierung in der Muttersprache. 

Thema Unterstützung bei Sprachschwierigkeiten
Das „Vorhalten“ von Sprachmittlern/Dolmetschern in den Job-Centern/Sozialämtern wird seitens der Mitarbeiterschaft häufig für notwendig erachtet. Die familiäre/nachbarschaftliche Sprachunterstützung wird nicht immer als hilfreich empfunden. 

Insbesondere in Leistungsfragen oder bei familiären Fragen/Problemen (Gewalt usw.) wären Beratungsstellen der Kommunen (psychosoziale Betreuung) hilfreich. Diese müssten verpflichtet werden, eine aktuelle Aufstellung sämtlicher Beratungsstellen an die Job-Center zu liefern.

Thema Berufliche Anerkennung
Hat ein Migrant eine Berufsausbildung, so wird diese häufig nur unter schwierigen Bedingungen anerkannt. Dies hat häufig zur Folge, dass die Bewerber nur in unqualifizierte Tätigkeiten vermittelt werden und somit demotiviert sind, einer Erwerbstätigkeit überhaupt nachzugehen. Hier könnten Überlegungen angestellt werden, ob Erleichterungen bei der Anerkennung/Gleichstellung von Berufsabschlüssen möglich wären.

Thema Eingliederungsvereinbarungen
Scheint ein Kunde sich mündlich akzeptabel verständigen zu können, gehen die Mitarbeiter der Verwaltungen regelmäßig davon aus, dass die Regelungen der Eingliederungsvereinbarung auch verstanden werden.  

Thema "traditionelle Rollenverteilung"
Zum Teil steht einer Arbeitsvermittlung ein sehr traditionelles Familienbild im Wege (Mann geht arbeiten, Frau bleibt zu Hause und versorgt die Kinder). Die Fallmanager können derartige Muster nicht aufbrechen und beklagen die daraus resultierende Aussichtslosigkeit bei den Vermittlungsbemühungen.


3) Integrationsleistungen der Länder/Bundesweites Integrationsprogramm

Es sei im Folgenden auf die Integrationsarbeit des Landes Berlin und seiner nach geordneten Behörden/Verwaltungen abgestellt.
Das Bundesland Berlin hat in puncto Integrationsarbeit Pionierarbeit geleistet. Der von Richard von Weiszäcker 1981 gebildete (West) Berliner Senat  hat als erstes Bundesland die Einrichtung der Stelle einer Ausländerbeauftragten 1981 auf Länderebene beschlossen und realisiert. Der seinerzeit beschlossene Finanzrahmen ist auch heute noch beeindruckend.         
Jährlich ca. 55 Mio. DM wurden für die gesamtgesellschaftliche Aufgabe der Integration bereit gestellt. Insbesondere sollten und wurden diese Gelder für mehr Lehrer, für Projekte und Einrichtungen wie z. B. Werkstatt der Kulturen etc., also zur „Konsumption“aufgewandt. Die Verwaltungsbezirke zogen nach, zwischenzeitlich ist die Funktion des/der Integrationsbeauftragten Allgemeingut in der Berliner Verwaltung. Der Aufgabenfächer ist sehr breit, die Zielgruppenarbeit differiert zum Teil stark, da es in Berlin flächig nicht „den“ Migranten schlechthin gibt. Übergeordnetes Ziel jeder bezirklichen Integrationsarbeit ist die Vernetzung aller Migrantenverbände im Bezirk, um integrationspolitische „Vor-Ort“-Handlungsstrategien zu erarbeiten und entsprechend zu realisieren.
Die Integrationsarbeit auf Ebene der Landesverwaltung nimmt diese Arbeit auf, entwirft und verantwortet die landesweiten Programme, ist Vorbereiter und Quelle der politischen Arbeit von Legislative und Exekutive, Bindeglied und Kanal zur bundespolitischen Ebene und manchmal auch gesellschaftspolitisches Gewissen betreffend allzu hektischer Ein-Tages-Politik. Hier einige -längst nicht erschöpfend aufgezählt- Berlinaktivitäten auf dem Feld der Integration: 

· Ca. 70 Projekte Frauen, Jugend Ältere , Elternverein u. ä werden gefördert 

· Berlin gibt für Sprachförderung an den VHS ca 3 Mio aus zusätzlich 

· Freiwillige Rückkehr wurde von 1997 bis 2002 nach Bosnien und den Kosovo unterstützt 

· Es gibt seit 1998 mehrere Polizeiprojekte auf Landes- und Bezirksebene 

· Integrationsbeauftragte in den Bezirken 

· Jährlich ca. 24 Tausend Beratungen allein in der Dienststelle des Landes-Integrationsbeauftragten 

· Schaffung einer Härtefallkommission seit 1986 

· Öffentlichkeitsarbeit seit 1981 zuerst 1 Mio; jetzt ca. 150 Tausend € für Informationsbroschüren aller Art 

· Anlaufstelle für Diskriminierungsfälle 

· EU-Projekte in Höhe von 4 Mio. Euro jährlich werden durchgeführt 
Bundesweites Integrationsprogramm:
Die aktuellen Maßnahmen im Rahmen eines bundesweiten Integrationsprogramms sind m.E. unterstützenswert und bedürfen der ständigen Evaluation. Beim weiteren Ausbau dieses Programms bedarf es der verstärkten Hinwendung zu den Feldern der beruflichen Aus-, Weiter- und Fortbildung. Die aktuelle Tagesdiskussion zeigt zudem, wie wenig bekannt die bereits vorhandenen Bemühungen des Bundes sind. Hierfür ist die vorhandene Öffentlichkeitsarbeit zu überprüfen.
Abschließend erlaube ich mir, einige kritische Anmerkungen betreffend Stichworte zur derzeitigen Nachrichtenlage hinzuzufügen, wohl wissend, dass dies teilweise außerhalb des vorgegebenen Themenbereiches zu sehen ist. 

Einbürgerung:

Voraussetzung zur Einbürgerung ist der Nachweis einer finanziellen Absicherung für 16-23 Jährige. Für den Praktiker vor Ort bleibt die Frage, wie dies denn geschehen soll, wenn die Jugendlichen zur Schule gehen oder in einer Ausbildung sind?
Einbürgerungstest: 

Die Abarbeitung bestimmter Fragenkataloge im Einbürgerungsverfahren ist evt. kein geeignetes Mittel, dieses Ziel zu erreichen. In Wahrheit zeigt sich, dass wichtige Fragen in den bislang bekannten Tests selbst bei den geborenen Deutschen zum Versagen führen, was im übrigen ein trauriges Licht auf die schulische Vermittlung von Inhalten wirft. Zu Überlegen ist daher, ob nicht vielmehr dem Beispiel anderer Länder, z. B. dem der USA, Kanadas oder Großbritanniens zu folgen ist und bundesweit eine einheitliche „Einbürgerungsfibel“ zu erstellen sei, die wesentliche Grundinformationen über die Staats-, Gesellschafts- und Werteordnung Deutschlands enthält. Der Inhalt dieser Fibel ist in einer Arbeitsgruppe zu erarbeiten.  Die Fibel sollte Grundlage für den Besuch eines verpflichtenden Einbürgerungskurses sein. Der tatsächliche Lernerfolg der Kurse müsste über eine Prüfung sichergestellt werden, deren Bestehen Einbürgerungsvoraussetzung wird.  

Familienzusammenführung:

Zur Vermeidung von Zwangsehen wird diskutiert,  das Alter für die Familienzusammenführung auf 21 Jahre festschreiben. Das ist nicht nur ein Verstoß gegen das europäische Recht (18 Jahre) sondern auch gegen das Grundgesetz Artikel 6, Absatz 1 (Ehe und Familie stehen unter dem besondern Schutze der staatlichen Ordnung). Unabhängig davon bleibt in großem Rahmen fraglich, ob man die Zwangsehe damit unter Kontrolle halten, geschweige aus der Welt schaffen kann.
Bei der Familienzusammenführung sollen Deutschsprachkenntnisse verlangt werden. Vom Grundsatz her ist diese Forderung richtig und unterstützungswürdig, insbesondere im Hinblick auf Frauen, die bei ihrer Einreise nach Deutschland sprachlich ausgerüstet wären, dem Arbeitsmarkt zur Verfügung ständen und sich damit leichter in die Gesellschaft integrieren könnten. Unbeachtet bleibt für den Praktiker: Wie sollen Ehepartner aus Anatolien im Falle der Familienzusammenführung vor Ort einen Deutschkurs belegen?

Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit/Situation der Deutsch-Türken
Ca. 40.000 Deutsche türkischer Herkunft müssen ihre deutsche Staatsangehörigkeit zurückgeben, weil die Türkei die Wiedereinbürgerung erst im Jahr 2000 vollzogen hat und die Betroffenen trotz ihrer Einbürgerung nach altem Recht in Anwendung an das neue Staatsangehörigkeitsrecht den deutschen Pass abgeben mussten. Hier bedarf es einer bilateralen Lösung zwischen der Türkei und Deutschland, denn für die späte Wiedereinbürgerung der Türkei dürften diese „Deutsch-Türken“ nicht verantwortlich gemacht werden.
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